
 
 
 

                    2. Vergabekammer 

beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 

 
Beschluss 

 
Az.: VK 2 LVwA LSA – 02/07 

 

In dem Nachprüfungsverfahren der Antragstellerin 

 
1. … 

 
    - Antragstellerin – 

 
Verfahrensbevollmächtigte: 

 

     … 

   

gegen den 

 

2. … 

 

          - Vergabestelle -  

 
3. … 

  

                                                                                                         - Beigeladene -  

Verfahrensbevollmächtigte:  

… 

 

hat die 2. Vergabekammer beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt am 

08.03.2007 durch den Vorsitzenden, Herrn Oberregierungsrat Oanea, die hauptamt-

liche Beisitzerin, Frau Wendler, und die ehrenamtliche Beisitzerin, Frau Dipl.-Ing. He-

cker, beschlossen: 
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1. Der Vergabestelle wird aufgegeben, das Nebenangebot 1 der Antragstellerin hin-

sichtlich der Erfüllung der Mindestbedingungen zu prüfen und das Wertungsver-

fahren insgesamt zu wiederholen. Sie hat dies nachvollziehbar zu dokumentieren. 

Sie hat dabei die Rechtsauffassung der Vergabekammer zu beachten.  

Der Vergabestelle wird untersagt, bis zum Abschluss der Neuwertung und 14 

Tage nach Entsendung der Vorinformation nach § 13 VgV den Zuschlag zu ertei-

len. 

 Im Übrigen wird der Antrag zurückgewiesen. 

 

2. Die Vergabestelle und die Beigeladene haben die Kosten (Gebühren und Ausla-

gen) dieses Verfahrens als Gesamtschuldner zu tragen. 

 

Die Kosten des Verfahrens werden auf  … €  festgesetzt. 

 

3. Die Vergabestelle und die Beigeladene haben die zur zweckentsprechenden 

Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen der An-

tragstellerin als Gesamtschuldner zu tragen. Die Hinzuziehung eines Verfahrens-

bevollmächtigten war für die Antragstellerin notwendig. 

 

 
Gründe 

I. 
 

Die Vergabestelle veranlasste am 08.11.2006 die Veröffentlichung der Vergabe der 

Bauleistung „Neubau einer Brücke …“ im Supplement zum Amtsblatt der Europäi-

schen Gemeinschaften. Als Vergabeverfahren wählte sie das Offene Verfahren. 

 

Unter Punkt II.1.9 der Bekanntmachung hatte sie Nebenangebote zugelassen. Dabei 

ist nach Punkt III.1.4 keine Änderung des Gestaltungskonzeptes möglich. Sie gab 

den Zeitraum zur Realisierung der Maßnahme vom 19.03.2007 bis 12.10.2007 vor 

(Punkt II.3). Nach Punkt IV.2.1. hatte sie vorgesehen, den Zuschlag auf das wirt-

schaftlich günstigste Angebot zu erteilen. Dabei gab sie an, die Zuschlagskriterien 

Preis mit 80 % und den Technischen Wert mit 20 % zu gewichten. Die Angebotsfrist 

sollte am 20.12.2006 enden.  
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Unter Punkt 11.3 der Angebotsaufforderung vom 27.11.2006 verwies sie hinsichtlich 

der Mindestforderungen für die o. a. zugelassenen Nebenangebote auf 

 

- die einschlägigen Regelwerke gemäß anliegendem Vordruck der StB- Mindestan-

forderungen 

und 

- die Baubeschreibung.  

 

Im Punkt 12.2 hatte sie vorgegeben, dass die Angebotswertung für den Technischen 

Wert über eine Punktwertematrix erfolgt. Sie gab weiter vor, dass die Unterkriterien  

 

- Bauverfahren  

- Bauablauf  

- Qualitätssicherung  

- Geräteeinsatz, einschl. Sachkundeprüfung  

 

mit jeweils gleicher Wichtung zu berücksichtigen sind. Sie hatte dafür eine Punkte-

skala von ein bis drei Punkten vorgesehen. Im Folgenden erläuterte sie, unter wel-

chen Voraussetzungen die entsprechenden Punkte (als ganze Zahlen) vergeben 

werden.  

 

Auch hatte sie vorgesehen, die Berechnung des Kriteriums Preis nach einer Punkte-

matrix vorzunehmen. 

Die Vergabestelle hatte mit den Bewerbungsbedingungen (Formblatt HVA B-StB-EG-

Bewerbungsbedingungen/E2 -03/06) zu Nebenangeboten unter Punkt 5 folgendes 

vorgegeben:  

 

„……… 

5.2. Sind Nebenangebote zugelassen, müssen sie die geforderten Mindestanforde-

rungen erfüllen; dies ist mit Angebotsabgabe nachzuweisen.  

5.3. Der Bieter hat die in Nebenangeboten enthaltenen Leistungen eindeutig und er-

schöpfend zu beschreiben; ………………………………… 
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      Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien 

Ausführung der Bauleistung erforderlich sind. …………………. 

5.4. Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsver-

zeichnisses beeinflussen (ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfor-

dern), nach Mengenansätzen und Einzelpreisen aufzugliedern (auch bei Vergü-

tung durch Pauschalsumme).  

5.5. Nebenangebote, die den Nummern …  5.2 bis 5.4 nicht entsprechen, werden 

von der Wertung ausgeschlossen. „  

 

Im Teil B (Ergänzung für den Straßen- und Brückenbau) wird zu Punkt 5  

–Nebenangebote- folgendes ausgeführt:  

„……….. 

2. Nebenangebote über eine kostengünstigere oder umweltverträgliche Vermeidung, 

Wiederverwendung, Wiederverwertung oder Beseitigung von Abfällen gemäß 

Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz sind ausdrücklich erwünscht.  

…………………………………“  

Die Vergabestelle gab in der Baubeschreibung unter Pkt. 1.1.3 Erdarbeiten und im 

Leistungsverzeichnis vor, dass verdichtungsfähiges, schwer durchlässiges Material 

nach Riz „WAS 7“ für die Baugrube der Widerlager und der Flügelwände einzubauen 

ist. Die Widerlagerhinterfüllung ist bis auf mindestens 100 v. H. Verdichtungsgrad 

Dpr. zu verdichten. 

 

Folgende Mindestanforderungen an Nebenangebote enthält der Punkt 6.2 der Bau-

beschreibung:  

 

„Nebenangebote müssen ausführliche Angaben über die Art der vorgesehenen Aus-

führung sowie die dafür geforderten Preise enthalten. Alle technisch und preislich 

bedeutsamen Abmessungen und Baustoffmengen für das Bauwerk müssen festge-

legt sein. 

Im Nebenangebot ist vollständig zu beschreiben und zeichnerisch zu belegen, was 

sich gegenüber dem Verwaltungsentwurf ändert. ……………… 

Der Bieter hat die Gleichwertigkeit, Durchführbarkeit und Vollständigkeit seines Ne-

benangebotes mit Angebotsabgabe nachzuweisen. 
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Für entscheidende Änderungen sind Detailpläne sowie die statische Machbarkeit mit 

dem Angebot einzureichen. Ein Fehlen dieser Unterlagen führt zum Ausschluss des 

Nebenangebotes ! ………………. 

Eine Vorstatik ist erforderlich, soweit der Sondervorschlag innovative und bisher nicht 

oder nur selten ausgeführte Konstruktionen beinhaltet. ………………….. 

Nebenangebote, die eine Änderung des Amtentwurfes in gestalterischer Hinsicht 

(Gestaltungskonzept) mit sich bringen, werden nicht gewertet. 

Masseneinsparungen müssen sich auf die gewählte Alternativkonstruktion beziehen. 

Bloße Mengenreduzierungen werden nicht gewertet. …………. 

Gründung/Erdbau:…….. Weicht die Gründung nach Art, Abmessung und Lage vom 

Ausschreibungsentwurf ab, so hat der Bieter seinem Nebenangebot die Stellung-

nahme eines Baugrundsachverständigen zur Bestätigung der Durchführbarkeit aus 

geotechnischer und hydraulischer Sicht beizufügen. ……………… 

Unterbauten: Die Stützweiten sind nicht zu verringern. ………………. 

Überbau: Eine angebotene geänderte Konstruktion des Überbaus muss in gestalteri-

scher und technischer Hinsicht sowie in Bezug auf die Dauerhaftigkeit, Prüfbarkeit 

und Erhaltung dem Amtsentwurf gleichwertig sein. Das Lichtraumprofil und die Fahr-

bahn- und Kappenbreiten sind nicht zu verändern.“  

 

Im Baugrundgutachten, welches den Bietern bei der Vergabestelle zur Einsichtnah-

me vorlag, sind die Bodenschichten klassifiziert und einer geotechnischen Wertung 

unterzogen worden. Die Schicht 2 Löß ist wie folgt beschrieben:  

„Löß ist als witterungsempfindlicher Boden lediglich als Dammbaumaterial mit Ein-

schränkungen verwendbar. Allerdings muss er, abhängig vom natürlichen  Wasser-

gehalt zum Proctorwassergehalt, dann bei ungünstiger Witterung mit Bindemitteln 

verbessert werden.“ 

Acht Unternehmen gaben je ein Hauptangebot ab, darunter auch die Antragstellerin 

und die Beigeladene. Die Antragstellerin reichte als einzige Bieterin zusätzlich drei 

Nebenangebote ein.  

Das Hauptangebot der Antragstellerin beläuft sich auf brutto (16% Mehrwertsteuer)  

…€, das der Beigeladenen auf … €.  

 

Die Nebenangebote 1 und 2 der Antragstellerin stellen sich im Einzelnen wie folgt 

dar: 
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Nebenangebot 1: 

 

Die Antragstellerin bietet an, durch Optimierung des Überbauquerschnittes eine Mi-

nimierung der Kosten für die Überbauherstellung zu erreichen. Die Bauhöhe, die 

Balkenbreite in der Unterseite, die Plattendicke in Plattenmitte und die Kragarmdicke 

im Anschlussbereich sollen reduziert werden. Die architektonisch bedeutsamen Ab-

messungen, Trassierungsparameter und konstruktiven Grundsätze des Kreuzungs-

bauwerkes würden erhalten bleiben. Durch Reduzierung der Eigenlast des Überbaus 

könne auch die Betongüte des Überbaus von C 45/55 auf C 35/45 verändert werden. 

 

Diese Lösung wird als gleichwertig und kostengünstiger dargestellt, da auf der 

Grundlage der veränderten Querschnittsabmessungen und damit verbundener Ei-

gengewichtsreduzierungen der erforderlichen Mengen und Materialgüten eine Über-

arbeitung des Leistungsverzeichnisses möglich sei. Es wird eine Einsparung von 

Netto … € im Ergebnis eines überarbeiteten Angebotes angegeben. 

 

Die zum Hauptangebot getroffenen Aussagen bezüglich des Technischen Wertes 

würden auch bei Ausführung des Bauwerkes nach Nebenangebot 1 gelten. 

Das Ergebnis des Optimierungsvorschlages hatte sie in einem neuen Regelquer-

schnitt dargestellt. Weiterhin fügte sie einen Standsicherheitsnachweis bei. 

 

Nebenangebot 2 

 

Die Antragstellerin schlägt vor, den beim Baugrubenaushub gewonnenen Erdstoff für 

die Verfüllung der Baugruben wieder zu verwenden. Es würde sich um ca. 700 m³ 

Ton, feinsandig, aus Schicht 2 handeln. Die fehlende Menge zum ausgeschriebenen 

Bedarf von 900 m³ würde zugeliefert. 

Dies ergebe eine Einsparung von Netto … €. 

 

Die Antragstellerin hatte davon abgesehen, in Bezug auf den Änderungsvorschlag 

eine gesonderte Stellungnahme eines Baugrundsachverständigen vorzulegen.   
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Die Antragstellerin hat im Nebenangebot 3 ebenfalls angeboten, den beim Baugru-

benaushub gewonnenen Erdstoff für die Verfüllung der Baugruben wieder zu ver-

wenden.  

 

 

Gemäß Vergabevermerk nahm die Vergabestelle die Prüfung und Wertung der An-

gebote vor. Sie gelangte dabei zu dem Ergebnis, dass alle drei Nebenangebote nicht 

gleichwertig mit den Anforderungen des Amtsentwurfes seien.  

Für die Wertung der verbliebenen Hauptangebote legte sie ihre Bewertungsformel 

zugrunde.  

 

Bei der Bewertung der Unterkriterien für den Technischen Wert hat sie an die An-

tragstellerin die Höchstpunktzahl vergeben. Für die übrigen Bieter hingegen vergab 

sie Teilpunkte mit Dezimalstellen. Die Übersicht enthielt nur stichpunktartige Begrün-

dungen für die jeweiligen Bepunktungen. Sie hat dies in einer Tabelle dargestellt. 

Weitere Erläuterungen enthält der Vergabevermerk nicht. 

 

Auch die Gesamtwertung ist in einer Tabelle unter Wichtung der Kriterien Preis und 

Technischer Wert erfasst. Die Berechnungstabellen für die Ermittlung der Einzel-

punktzahlen sind nicht beigefügt. 

 

Mit Schreiben vom 12.01.2007, Eingang bei der Antragstellerin per Fax am gleichen 

Tag um 16.12 Uhr, teilte die Vergabestelle der Antragstellerin mit, dass nicht beab-

sichtigt sei, auf ihr Angebot den Zuschlag zu erteilen. Sie habe nicht das wirtschaft-

lichste Angebot gemäß § 25 Nr. 3 Abs. 3 Satz 2 VOB/A abgegeben. Die drei Neben-

angebote habe sie nicht berücksichtigt. Sie hatte kurz die Gründe hierfür dargelegt. 

Sie beabsichtige, den Zuschlag auf das Angebot der Beigeladenen zu erteilen. 

 

Dies rügte die Antragstellerin mit Schreiben vom 18.01.2007, welches sie am glei-

chen Tag um 17.44 Uhr per Fax abgesendet hatte. Sie bringt vor, soweit beabsichtigt 

sei, den Zuschlag nicht auf ihr Angebot zu erteilen, sei dies ein Vergabeverstoß, den 

sie ausdrücklich rüge. Auch die Nichtwertung der Nebenangebote sei vergabe-

rechtswidrig. Sie belege bei Wertung der Nebenangebote in preislicher Sicht Rang 1. 

Bezüglich des Bewertungskriteriums „Technischer Wert“ hatte die Antragstellerin um 
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Aufklärung gebeten, da sie ihre hohe Fachkompetenz sowie Termin- und Qualitätssi-

cherheit nachgewiesen habe. Die Begründung für die Ablehnung von Nebenangebot 

1 werde nicht akzeptiert. Sie forderte die Vergabestelle auf, die Vergabeentschei-

dung zu überprüfen und die gerügten Vergabeverstöße zu beseitigen. Sie bat die 

Vergabestelle um Stellungnahme und setzte ihr eine Frist. 

 

In einer Stellungnahme vom 23.01.2007 wies die Vergabestelle die Rüge der Antrag-

stellerin vollinhaltlich zurück. Darin hatte sie insbesondere die aus ihrer Sicht festge-

stellten Mängel der Nebenangebote 1-3 der Antragstellerin erläutert. Sie übergab ihr 

dabei eine Übersicht über die Bewertung der Unterkriterien ihres Hauptangebotes. 

Daraus ist ersichtlich, dass die Antragstellerin in allen Unterkriterien die höchstmögli-

che Punktzahl erhielt. 

 

 

Am 25.01.2007 reichte die Antragstellerin einen Antrag auf Einleitung eines Nachprü-

fungsverfahrens bei der 2. Vergabekammer ein.  

 

Sie bringt vor, dass sie gemäß Submissionsergebnis vom 20.12.2006 für ihr Haupt-

angebot ohne Wertung der 3 Nebenangebote zunächst Rang 3 belege. Unter Be-

rücksichtigung von Kosteneinsparungen bei Beauftragung der Nebenangebote 1 und 

2 ergebe sich eine Wertungssumme in Höhe von Brutto … €. Des Weiteren verweist 

die Antragstellerin darauf, dass sie bei dem Kriterium „Technischer Wert“ die höchste 

Punktzahl erreicht hätte.  

Das Nebenangebot 1 sei entgegen der Auffassung der Vergabestelle eindeutig be-

stimmt. Die veränderte Betongüte C 35/45 sei auf der dem Nebenangebot 1 beige-

fügten Zeichnung des Regelquerschnittes und der Vorbemessung eindeutig ausge-

wiesen. Daraus ergäbe sich ein reduzierter Einheitspreis für die entsprechende LV-

Position. Im Übrigen handele es sich um eine Alternativkonstruktion und nicht nur um 

eine reine Mengenreduzierung. 

 

Die Antragstellerin legt dar, dass die reduzierten Querschnittsabmessungen sowie 

die gewählte Betongüte den geltenden Normen und die mit dem Nebenangebot 1 

vorgelegte Lösung dem Stand der Technik entspreche. Das Nebenangebot sei 
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gleichwertig. Der Nachweis der Gebrauchstauglichkeit und Dauerhaftigkeit sei mit 

dem Standsicherheitsnachweis des Nebenangebotes 1 erbracht. 

 

Bezüglich des Nebenangebotes 2 meint die Antragstellerin, die Vergabestelle habe 

nicht berücksichtigt, dass dieses nicht die Änderung der Gründung umfasse. Es gehe 

lediglich um einen Wiedereinbau von gewonnenem bindigen Boden. Insofern sei 

auch keine Stellungnahme eines Baugrundsachverständigen vorzulegen. Auch han-

dele es sich nicht um eine Mischkalkulation.  

 

Die Antragstellerin räumt nunmehr ein, dass die Vergabestelle ihr Nebenangebot 3 

zu Recht nicht berücksichtigt habe.  

 

Nach erfolgter Akteneinsicht macht die Antragstellerin weiterhin geltend, dass die 

Vergabestelle abweichend von den Vorgaben in den Verdingungsunterlagen die Un-

terkriterien mit drei Dezimalstellen hinter dem Komma und nicht mit ganzen Zahlen 

bepunktet habe. Im Übrigen sei das Wertungsverfahren nicht transparent.  

 

Sie beantragt: 

 

- der Vergabestelle zu untersagen, auf das Angebot der Beigeladenen den Zuschlag 

zu erteilen, 

- der Vergabestelle aufzugeben, die Wertung unter Einbeziehung ihrer Nebenange-

bote 1 und 2 unter Beachtung der Rechtsauffassung der Vergabekammer zu wie-

derholen. 

 

 

Die Vergabestelle beantragt,  

 

die Anträge der Antragstellerin zurückzuweisen. 

 

Sie bezeichnet das Nebenangebot 1 nicht in allen Punkten als eindeutig. Sie bemän-

gelt, dass dieses nicht auf der Grundlage der Bedingungen der Verdingungsunterla-

gen aufgestellt worden sei. Es würde sich um keine Masseneinsparung, die sich auf 

die gewählte Alternativkonstruktion bezieht, handeln, sondern um bloße Mengenre-
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duzierungen. Sie hatte sich hierzu im Vergabevermerk auf die Formulierung des Ne-

benangebotes „es wird vorgeschlagen durch Optimierung des Überbauquerschnitts 

eine Minimierung der Kosten für die Überbauherstellung zu gewährleisten“ bezogen. 

 

Sie beanstandet weiterhin, dass die Antragstellerin Nebenangebotsbestandteile, wie 

die Veränderung der Betongüte und die Reduzierung der Eigenlast des Überbaus in 

der „Möglichkeitsform“ formuliert habe und damit nicht eindeutig festgelegt seien.  

 

Sie bezweifelt, dass die Veränderung der Betongüte eine Notwendigkeit für die 

Querschnittsoptimierung darstelle. Aus dem LV-Kurztext sei keine entsprechende 

Veränderung zu entnehmen.  

 

Sie bewerte das Nebenangebot 1 nicht, weil es den Kriterien der HVA B-StB und den 

Verdingungsunterlagen nicht entspreche.  

 

Die Reduzierung des Querschnittes des Überbaus sowie der Betongüte würde eine 

Verringerung der Dauerhaftigkeit darstellen. Damit sei eine Gleichwertigkeit zum 

Amtsentwurf nicht gegeben.  

 

 

Die Antragstellerin habe es unterlassen, in Bezug auf das Nebenangebot 2 die Stel-

lungnahme eines Bausachverständigen zur Bestätigung der Durchführbarkeit aus 

geotechnischer und hydraulischer Sicht beizufügen. Damit habe sie die Mindestbe-

dingung der Vergabestelle bei Abweichungen der Gründung nicht erfüllt. Darüber 

hinaus würde sich der zur Verfüllung der Widerlagerbaugrube vorgesehene feinsan-

dige Ton als witterungsempfindlicher Boden nicht eignen. Des Weiteren wird auf eine 

Mischkalkulation verwiesen, weil der Anteil geeigneten bindigen Bodens erst im 

Rahmen des Aushubes festgestellt werden könne. Die Verwendung von „ca.-

Positionen“ wird in dem Einheitspreisvertragsverzeichnis kritisiert. Die Preisansätze 

für nicht genau definierte Aushubmengen seien nicht eindeutig.  

Die Beigeladene beantragt,  

 

den Nachprüfungsantrag zurückzuweisen.  
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Sie meint, die Antragstellerin habe nicht unverzüglich gerügt. Aus dem Schreiben der 

Antragstellerin vom 18.01.2007 ergebe sich nicht hinreichend eindeutig, dass sie be-

reit gewesen sei, gegebenenfalls ein Nachprüfungsverfahren einzuleiten. Auch habe 

sie die bemängelte Vergabeentscheidung nicht rechtzeitig geltend gemacht.  

 

Die Vergabestelle habe die Nebenangebote zu Recht nicht gewertet. Diese seien 

nicht gleichwertig. Selbst wenn man hinsichtlich der Bewertung der Unterkriterien der 

Auffassung der Antragstellerin folgen würde, wäre das angewandte Punktesystem 

nicht zu berücksichtigen und allein durch das Preiskriterium zu ersetzen. In diesem 

Fall hätte das Angebot der Antragstellerin keine Aussicht auf Zuschlagserteilung.  

 

 

Die Beteiligten hatten ihr Vorbringen in der mündlichen Verhandlung vom 20.02.2007 

ergänzt und vertieft. Die Vergabestelle bezweifelte, dass die in dem Nebenangebot 1 

vorgesehenen Änderungen als Alternativkonstruktion zu qualifizieren seien. Im Übri-

gen räumte sie aber ein, dass das Nebenangebot gleichwertig sei. Es erfülle aber 

nicht die Erwartungen der Vergabestelle hinsichtlich einer besonders robusten Kon-

struktion. Diese sei erforderlich, um über Reserven für zukünftig anwachsenden 

Schwerlastverkehr zu verfügen.  

 

Im Übrigen wird auf die Verfahrensakten sowie das Protokoll der mündlichen Ver-

handlung verwiesen. Hinsichtlich des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die 

eingereichten Schriftsätze Bezug genommen. 

 

 

 

II. 
 

Der Nachprüfungsantrag ist zulässig und teilweise begründet. 

 

 

1. Zulässigkeit 
 

1a. Zuständigkeit 
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Gemäß § 104 Abs. 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 15.Juli 2005 (BGBl I S. 2140 ff.), geändert 

durch Artikel 2 Abs. 18 des Gesetzes vom 12.August 2005 (BGBl I S. 2354), zuletzt 

geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 01.September 2005 (BGBl I S. 2676), 

i.V.m. der Richtlinie über die Einrichtung von Vergabekammern in Sachsen-Anhalt 

(RdErl. des MW LSA vom 04.03.1999 – 63 - 32570/03, veröffentlicht im MBL. LSA 

Nr. 13/1999 S. 441 ff., geändert durch RdErl. des MW vom 8.12.2003 – 42 – 

32570/03, veröffentlicht im MBL LSA Nr. 57/2003) ist die 2. Vergabekammer beim 

Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt für die Nachprüfung des vorliegenden Ver-

gabeverfahrens örtlich zuständig.  

 

Der maßgebliche Schwellenwert von 5.278.000 Mio. Euro für die Vergabe von Bau-

aufträgen gemäß § 100 Abs. 1 GWB i.V.m. § 2 Nr. 4 der Vergabeverordnung (VgV) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Februar 2003 (BGBL S. 169), geändert 

durch Artikel 3 Abs. 37 des Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBL S. 1970), zuletzt ge-

ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. September 2005 (BGBL S. 2676) ist für 

das Gesamtvorhaben (hier: Neubau B 6n) überschritten, so dass diese Maßnahme 

auch als Einzelmaßnahme gemäß § 1a, Nr. 1, Abs. 2, Spiegelstrich 1 VOB/A dem 

Anwendungsbereich der VOB/A 2. Abschnitt unterliegt. Insoweit sind für diese Maß-

nahme sowohl das GWB als auch die VgV einschlägig.  

 

 

1b. Antragsbefugnis 

 

Die Antragstellerin ist antragsbefugt. 

 

Nach § 107 Abs. 2 GWB ist jedes Unternehmen antragsbefugt, das ein Interesse am 

Auftrag hat und eine Verletzung in seinen Rechten nach § 97 Abs. 7 GWB durch 

Nichtbeachtung von Vergabevorschriften geltend macht. Dabei ist darzulegen, dass 

dem Unternehmen durch die behauptete Verletzung der Vergabevorschriften ein 

Schaden entstanden ist oder zu entstehen droht. 

Die Antragstellerin hat durch Abgabe eines Angebotes ihr Interesse am Auftrag do-

kumentiert. Sie hat auch ausgeführt, dass ihr durch die Nichtberücksichtigung ihrer 

Nebenangebote ein Schaden zu entstehen droht. 
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Entgegen der Auffassung der Beigeladenen werden die Chancen der Antragstellerin 

auf Zuschlagserteilung auch durch den von ihr behaupteten Vergabeverstoß „fehler-

hafte Wertung der Unterkriterien“ gemindert. Auch in diesem Fall wäre das Zu-

schlagskriterium Preis nicht allein maßgeblich. Vielmehr hätte die Vergabestelle die 

Unterkriterien bei einer Wiederholung der Wertung zu berücksichtigen. Sie ist inso-

weit an ihre eigenen Vorgaben gebunden.  

 

 

1c. Rügeobliegenheit durch die Antragstellerin 

 

Die Antragstellerin ist ihrer Rügeobliegenheit gemäß § 107 Abs. 3 Satz 1 GWB nach-

gekommen. 

 

Nach dieser Vorschrift ist der Antrag unzulässig, soweit der Antragsteller den gerüg-

ten Verstoß gegen Vergabevorschriften bereits im Vergabeverfahren erkannt und 

gegenüber dem Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. 

 

Die Rüge muß eindeutig erkennen lassen, dass die Änderung des Sachverhaltes 

ernsthaft, also mit der Bereitschaft, gegebenenfalls ein Nachprüfungsverfahren ein-

zuleiten, begehrt wird (siehe VK beim RP Magdeburg Az 18/02 v. 16.01.2003, 2. VK 

beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, VK 2-LVwA LSA 05/05 v. 16.03.2005). 

Hierbei ist die Erklärung so auszulegen, wie der Empfänger sie nach Treu und Glau-

ben verstehen durfte (§ 133, 157 BGB). 

 

Die Antragstellerin hat ausdrücklich in ihrem Schreiben vom 18.01.2007 zum Aus-

druck gebracht, dass sie das Vorgehen der Vergabestelle rügt. Sie hat weiterhin for-

muliert, dass sie die Begründung für die Ablehnung des Nebenangebotes 1 nicht ak-

zeptiert. Weiterhin hat sie die Vergabestelle aufgefordert, die behaupteten Vergabe-

verstöße zu beseitigen.  

 

Sie hat damit unbedingt und unmissverständlich eine Abänderung der Vergabeent-

scheidung verlangt. Auch soweit die Antragstellerin hinsichtlich der Bewertung des 

Vergabekriteriums „Technischer Wert“ um Aufklärung gebeten hat, ist diese Äuße-
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rung im Gesamtzusammenhang nicht als unverbindlich anzusehen. Sie hat damit 

auch gerügt, dass die Vergabeentscheidung insoweit nicht nachvollziehbar sei. 

Für die Vergabestelle war erkennbar, dass die Antragstellerin bereit war, gegebenen-

falls ein Nachprüfungsverfahren einzuleiten. 

 

Die Rüge ist auch als unverzüglich anzusehen. 

 

Gemäß der o. g. Vorschrift beginnt die Rügefrist, wenn dem Bieter diejenigen Tatsa-

chen bekannt sind, aus denen sich ein tatsächlicher oder vermeintlicher Grund für 

seine Nichtberücksichtigung ergibt. 

 

Bei der Antragstellerin ist die Information der Vergabestelle gemäß § 13 VgV am 

Freitag, dem 12.01.2007 um 16:12 Uhr, per Fax eingegangen. Da dies außerhalb der 

offiziellen Dienstzeiten liegt, kann davon ausgegangen werden, dass die Antragstel-

lerin tatsächlich erst am Montag, dem 15.01.2007 von dem Schreiben Kenntnis er-

langte. 

 

Aufgrund des Beschleunigungsgrundsatzes im Vergabeverfahren beträgt die Rüge-

frist im Regelfall je nach Lage des Einzelfalles bis zu 5 Tagen (vergl. OLG Naumburg 

Beschluß 17/04 v. 14.12.2004). 

 

Das Rügeschreiben der Antragstellerin (Fax v. 18.01.2007) wurde von der Vergabe-

stelle am 19.01.2007 zur Kenntnis genommen. Die Antragstellerin hat damit inner-

halb der vorgenannten Frist gerügt. Unter Berücksichtigung aller Umstände besteht 

keine Veranlassung, von dieser Frist abzuweichen.  

Entgegen der Auffassung der Beigeladenen hatte die Antragstellerin weiterhin von 

dem geltend gemachten Vergabeverstoß „Intransparente Wertung“ erst nach Akten-

einsicht Kenntnis. 

 

Zwar hat die Vergabestelle der Stellungnahme vom 23.01.2007 in Bezug auf das 

Angebot der Antragstellerin eine entsprechende tabellarische Übersicht ihrer Bewer-

tung der Unterkriterien für den „Technischen Wert“ beigefügt. Hieraus war aber nicht 

ersichtlich, inwieweit die Vergabestelle die Punktevergabe im Vergabevermerk weiter 

erläutert hatte. Auch war ihr die Bewertung des Angebotes der Beigeladenen nicht 
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bekannt. Damit konnte die Antragstellerin diesen behaupteten Vergabeverstoß erst 

nach Akteneinsicht rügen 

 

 

2. Begründetheit 
 

Der Antrag ist teilweise begründet. 

 

Die Antragstellerin hat gemäß § 97 Abs. 7 GWB einen Anspruch darauf, dass die 

Vergabestelle das Nebenangebot 1 hinsichtlich der Erfüllung der Mindestbedingun-

gen prüft sowie das Wertungsverfahren insgesamt wiederholt und dies dokumentiert. 

Dagegen hat die Vergabestelle das Nebenangebot 2 zu Recht nicht weiter berück-

sichtigt. 

 

Der Vergabestelle wird untersagt, bis zum Abschluss der neuen Wertung und bis zu 

14 Tagen nach erneuter Vorinformation nach § 13 VgV auf ein Angebot den Zu-

schlag zu erteilen. 

 

Im Einzelnen:  

 

2a) Nebenangebot 1 

 

Die Vergabestelle hat die Prüfung des Nebenangebotes anhand der vorgegebenen 

Mindestbedingungen zu wiederholen. Dies hat sie nachvollziehbar und plausibel dar-

zulegen. 

 

Sie hat bei der Prüfung der Gleichwertigkeit des Nebenangebotes ihren Beurtei-

lungsspielraum überschritten.  

 

Die vorgegebenen Mindestbedingungen lassen nur Nebenangebote zu, deren Maß-

nahmen keine Änderung des Gestaltungskonzeptes beinhalten. Die Vergabestelle 

hat gleichzeitig verlangt, dass sich Masseneinsparungen auf die gewählte Alternativ-

konstruktion beziehen müssen. Weiterhin wird für Änderungen am Überbau vorgege-

ben, dass diese in gestalterischer und technischer Hinsicht sowie in Bezug auf die 
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Dauerhaftigkeit, Prüfbarkeit und Erhaltung dem Amtsentwurf gleichwertig sein müs-

sen (siehe Punkt 6.2 der Baubeschreibung).  

 

Im Vergabevermerk ist nicht nachvollziehbar dokumentiert, dass die Vergabestelle 

die Prüfung des Nebenangebotes 1 anhand der vorgegebenen Mindestbedingungen 

vorgenommen hatte.  

 

Im Einzelnen: 

 

aa) Masseneinsparung muss sich auf Alternativkonstruktion beziehen.  

 

Die Vergabestelle hat es unterlassen, im Vergabevermerk darzulegen, aus welchen 

Gründen es sich hier bei den angebotenen Änderungen des Querschnittes - Redu-

zierung der Bauhöhe, Reduzierung der Balkenbreite in der Unterseite, Reduzierung 

der Plattendicke in Plattenmitte, Reduzierung der Kragarmdicke - nicht um ein Alter-

nativkonstruktion, sondern um eine reine Masseneinsparung handeln soll. Sie hat 

sich zur Begründung ausschließlich auf die Formulierung aus dem Nebenangebot 1 

„es wird vorgeschlagen, durch die Optimierung des Überbauquerschnitts eine Mini-

mierung der Kosten für die Überbauherstellung zu gewährleisten“ bezogen. Dies ist 

nicht ausreichend. Die Entscheidung der Vergabestelle ist somit nicht nachvollzieh-

bar. Vor dem Hintergrund, dass sie Änderungen am Gestaltungskonzept ausge-

schlossen hatte, hat sie bei ihrer Entscheidung nicht dargelegt, aus welchen Grün-

den das Nebenangebot 1 die Voraussetzungen an eine Alternativkonstruktion nicht 

erfüllen soll. 

Aus der Änderung der Maße resultiert eine Eigengewichtsreduzierung des Überbaus.   

Die Antragstellerin hat in ihrem Nebenangebot auch die Betonfestigkeitsklasse von  

C45/55 aus dem Amtsentwurf auf C35/45 verändert.  

Diese Umstände hat die Vergabestelle bei der Entscheidung, ob eine Alternativkon-

struktion vorliegt, zu berücksichtigen.  

 

bb) Gleichwertigkeit des Überbaus  

 

Der Vergabevermerk lässt Ausführungen dazu vermissen, inwieweit das Nebenan-

gebot gleichwertig ist. Dies wird hier ohne Begründung verneint. In der mündlichen 
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Verhandlung hat die Vergabestelle dagegen eingeräumt, dass das Nebenangebot 

gleichwertig sei. Auch nach Auffassung der Vergabekammer sprechen hierfür ge-

wichtige Anhaltspunkte.  

 

Die Antragstellerin hatte im Nebenangebot, wie verlangt, einen Standsicherheits-

nachweis erbracht. Dieser beinhaltet sowohl die Berechnung der Nachweise der 

Tragsicherheit als auch der Gebrauchstauglichkeit. 

 

Die Expositionsklassen des Amtsentwurfes in Abhängigkeit von den Umgebungsbe-

dingungen wurden beibehalten. 

Der Tragsicherheitsnachweis wurde für den vorgespannten Plattenbalken mit nach-

träglichem Verbund auch für die reduzierte Betonfestigkeitsklasse C35/45 mit opti-

mierten Abmessungen erbracht. 

 

Die Dauerhaftigkeit des Bauteils Brückenüberbau wurde nachgewiesen. 

 

Die Antragstellerin hat im Nebenangebot 1 dieselbe Bemessungslebensdauer von 

100 Jahren wie im Amtsentwurf zugrunde gelegt. Alle weiteren erbrachten Nachwei-

se beruhen auf dem daraus resultierenden rechnerischen Beiwert.  

 

Die Vergabestelle stellte insoweit den Standsicherheitsnachweis in der mündlichen 

Verhandlung am 20.02.2007 nicht in Frage. 

 

Sie bemängelte lediglich, dass in Anbetracht voraussichtlich zunehmenden Schwer-

lastverkehrs im Falle der Ausführung des Nebenangebotes 1 „keine Lastreserven“ 

vorhanden seien und dass die Konstruktion „nicht so robust“ sei wie gewünscht. Die 

Vergabestelle hat jedoch an keiner Stelle derartige Kriterien vorgegeben. 

 

Des Weiteren führte die Vergabestelle in der mündlichen Verhandlung aus, dass die 

spezielle Vorschrift ZTV-ING für Ingenieurbauten einzuhalten ist. 

Der im Amtsentwurf vorgesehene Beton C45/55 für den Überbau liegt über dem 

durch die ZTV-ING vorgeschriebenen Grenzwert (Mindestdruckfestigkeitsklasse) 

C35/45. Auch für diesen Grenzwert findet die Kombination der Expositionsklassen 
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gem. DIN 1045-1 (hier: XC4 + XD2 +XF2) für die Sicherstellung der Dauerhaftigkeit 

entsprechende Beachtung. 

 

Darüber hinaus gehende Lastreserven und Reserven für höhere Dauerhaftigkeit 

werden von der Vorschrift nicht gefordert. 

 

Das Nebenangebot ist, anders als die Vergabestelle meint, auch hinreichend eindeu-

tig formuliert. 

 

Die veränderte Betongüte ist im Text des Nebenangebotes 1 sowie in der Anlage 2: 

Standsicherheitsnachweis IBV (S. 3) beschrieben. 

Ein angepasster Regelquerschnitt mit den neuen Maßen und Eintragung der Beton-

güte ist in der Anlage 1 enthalten. 

 

Die Antragstellerin hat zwar die veränderte Betongüte nicht in den LV-Positionen des 

Nebenangebotes 1 ausgewiesen. Jedoch ist dieser LV-Kurztext als Anlage 3 zum 

Angebotsschreiben (Nebenangebot 1) eindeutig zugeordnet. 

 

Die Vergabestelle hat schließlich nachvollziehbar darzulegen, inwieweit in dem Ne-

benangebot 1 das Lichtraumprofil verändert wurde. Der Vergabevermerk enthält 

hierzu keine Ausführungen.  

 

 

 

2b) Nebenangebot 2: 

 

Dagegen hat die Vergabestelle gemäß § 25a Nr. 3 VOB/A Nebenangebot 2 im Er-

gebnis zu Recht nicht gewertet. Es genügt nicht den Mindestanforderungen nach 

Pkt. 6.2 der Baubeschreibung, da es nicht gleichwertig ist. 

 

Die Vergabestelle hatte insoweit nach Pkt. 1.1.3 der Baubeschreibung in Verbindung 

mit Pos. 2.2.120 des Leistungsverzeichnisses verlangt, dass verdichtungsfähiges, 

schwer durchlässiges Material nach Riz „WAS 7“ für die Baugrube der Widerlager 
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und der Flügelwände einzubauen ist. Die Hinterfüllung ist bis auf mindestens 100 v. 

H. Verdichtungsgrad Dpr. zu verdichten. 

 

Der im Nebenangebot 2 der Antragstellerin zur Wiederverwendung vorgesehene Bo-

den aus Schicht 2 ist ein Schluff (Sandlöß) mit erhöhtem Tonanteil von 15 bis 40%, 

der als leicht plastisch gekennzeichnet wird. Der Wassergehalt wird in der Baugrund-

beurteilung und Gründungsberatung der Vergabestelle v. 22.02.2006 zwischen 17,6 

bis 19,2% angegeben. 

 

Er wird in der Baugrundbeurteilung vom 22.02.2006 als stark witterungsanfällig und 

sehr frostempfindlich beschrieben. Es handelt sich somit um eine eingeschränkte 

Einbau- und Verdichtungsfähigkeit. 

 

Hierauf deutet auch der Einbauhinweis des geotechnischen Berichtes. Dieser be-

sagt, dass der Löß als witterungsempfindlicher Boden lediglich als Dammbaumaterial 

mit Einschränkungen verwendbar ist. Abhängig vom natürlichen Wassergehalt zum 

Proctorgehalt wäre dieser bei ungünstiger Witterung mit Bindemitteln zu verbessern. 

 

Weiterhin hatte die Vergabestelle die Bieter aufgefordert, die Stellungnahme eines 

Baugrundsachverständigen beizufügen, wenn die Gründung nach Art, Abmessung 

und Lage vom Ausschreibungsentwurf abweicht. 

 

Auch diesen Vorgaben hat die Antragstellerin nicht entsprochen. 

 

Die Antragstellerin hatte davon abgesehen, im Bezug auf das Nebenangebot eine 

solche Stellungnahme zu erbringen. Sie bezog sich ausschließlich auf die Baugrund-

aussagen aus dem Baugrundgutachten im Bezug auf das Hauptangebot. 

 

Der vorgesehene Erdstoff aus Wiederverwendung anstehenden Materials für die Wi-

derlagerverfüllung stellt eine Veränderung dar, die ein verbleibendes Gründungsrisi-

ko beinhaltet. 

 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich aufgrund der beschränkten Ver-

dichtungsfähigkeit des leicht plastischen Sandlößes in Verbindung mit dem Hinweis 
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auf Stau- und Schichtwasser nachteilige Auswirkungen auf die Brückenbauteile er-

geben. 

 

Entgegen der Auffassung der Antragstellerin gehört die Widerlagerverfüllung zum 

Gründungsbereich des Bauwerkes und beeinflusst die Dauerhaftigkeit der Betonbau-

teile.  

 

2c) Neuwertung der Angebote 

 

Die Antragstellerin kann verlangen, dass die Vergabestelle die Wertung der Angebo-

te wiederholt und dies nachvollziehbar dokumentiert. Die Vergabestelle hat dabei 

Punkte in ganzen Zahlen zu vergeben. 

Die Vergabestelle hat bei der Wertung der Angebote gegen das Transparenzgebot 

gemäß § 97 Abs. 1 GWB verstoßen. 

 

Sie hat in der Angebotsaufforderung gemäß HVA B-StB eine Bewertung der Unterkri-

terien des Technischen Wertes über eine Punkteskala von 1 bis 3 Punkten vorgese-

hen. 

Die Erläuterung zur Bepunktung von optimaler Erfüllung bis zu unterdurchschnittli-

cher Erfüllung bezieht sich jedoch auf ganze Punkte. Hiervon abweichend beinhalten 

die Bewertungsformulare der Vergabestelle für die Unterkriterien gebrochene Punk-

tevergaben, z.B. Vergabe von Drittelpunkten.  

  

Bei der Neuwertung hat sie diesbezüglich ihre eigenen Vorgaben zu beachten. 

Im Übrigen hat die Vergabestelle die Punktevergabe bei den Unterkriterien nicht 

nachvollziehbar begründet. Sie hat lediglich Stichworte genannt, die jedoch auch 

nicht ansatzweise verständlich sind. Es fehlt eine qualitative Bewertung, inwieweit die 

Bieter die Unterkriterien erfüllt haben oder Abstriche gemacht werden mussten. 

 

Aufgrund der intransparenten Bepunktung der Unterkriterien ist auch die Gesamtbe-

wertung für das Kriterium „Technischer Wert“ unklar. 
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Diese Intransparenz setzt sich in Tabelle 1 der Angebotsbewertung bis zur Gesamt-

punktzahl fort, da auch die Ermittlung der Bepunktung für den Preis nicht offengelegt 

wurde. Die entsprechenden Berechnungstabellen fehlen im Vergabevermerk.  

 

Die Vergabestelle hat bei der Neuwertung diese v.g. Vorgaben zu beachten. Der 

Vergabestelle ist es bei dieser Sachlage erst möglich, nach Abschluss der Neuwer-

tung und 14 Tage nach einer erneuten Vorinformation auf ein Angebot den Zuschlag 

zu erteilen. 

 

 
III. 

 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 128 Abs. 3 Satz 1 GWB. Danach haben die 

Vergabestelle und die Beigeladene als Gesamtschuldner die Kosten zu tragen, da 

sie im Verfahren unterlegen sind. Die Vergabestelle wurde verpflichtet, die Wertung 

der Angebote zu wiederholen. Dies ist von erheblichem Gewicht. Demgegenüber tritt 

die Tatsache, dass auch die Antragstellerin mit ihren Anträgen zum Teil nicht durch-

gedrungen ist, zurück. 

 
Rechtsgrundlage für die Bemessung der Höhe der Gebühren ist § 128 Abs. 2 Satz 1 

GWB. Danach bestimmt sich die Höhe der Gebühren nach dem personellen und 

sachlichen Aufwand der Vergabekammer unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 

Bedeutung des Gegenstands des Nachprüfungsverfahrens. Als wirtschaftlicher Wert 

wurde der Endpreis des Hauptangebotes einschl. ihres Nebenangebotes 1 und 2 der 

Antragstellerin in Höhe von Brutto … € zugrunde gelegt. Nach der Gebührentabelle 

der Vergabekammer, deren Grundlage die Formel € 2.500,- plus 0,05% des Auf-

tragswertes ist, ergibt sich ein Richtwert von … €.  

Angesichts des mit der Bearbeitung des Nachprüfungsverfahrens verbundenen sach-

lichen und personellen Aufwandes besteht keine Veranlassung, von diesem Richt-

wert abzuweichen. 

 
Nach § 128 Abs. 4 Satz 2 GWB hat ein Beteiligter die zur zweckentsprechenden 

Rechtsverfolgung und Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen des Antrags-

gegners zu tragen, soweit er im Verfahren unterliegt.  
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Dies sind nach den vorangegangenen Ausführungen die Vergabestelle und die Bei-

geladene.  

 
Angesichts der besonderen sachlichen und rechtlichen Schwierigkeiten des Nachprü-

fungsverfahrens war die Hinzuziehung eines Bevollmächtigten für die Antragstellerin 

notwendig (§ 128 Abs. 4 Satz 3 GWB i.V.m. § 1 Abs. 1 VwVfG LSA und § 80 Abs. 2 

VwVfG).  

 
Die Beigeladene hat selbst eigene Anträge gestellt. Sie ist deshalb zur Erstattung der 

Verfahrenskosten vor der Vergabekammer und der Aufwendungen der Antragstelle-

rin heranzuziehen (analog § 154 Abs. 3 VwGO).  

 
 

Die ehrenamtliche Beisitzerin, Frau Hecker, hat den Vorsitzenden und die hauptamt-

lichen Beisitzerin der Vergabekammer ermächtigt, den Beschluss allein zu unter-

zeichnen. Ihr lag dieser Beschluss hierzu vor. 

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Entscheidung kann das Oberlandesgericht Naumburg, Domplatz 10, 

06118 Naumburg, innerhalb einer Frist von zwei Wochen, die mit der Zustellung die-

ser Entscheidung beginnt, schriftlich angerufen werden.  

 
Die sofortige Beschwerde ist  zugleich mit ihrer Einlegung zu begründen. 
 
Die Beschwerde muss die Erklärung, inwieweit die Entscheidung der Vergabekam-

mer angefochten und eine abweichende Entscheidung beantragt wird, sowie die An-

gabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. 

Die Beschwerdeschrift muss durch einen bei einem deutschen Gericht zugelassenen 

Rechtsanwalt unterzeichnet sein. Dies gilt nicht für Beschwerden von juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts. 

 

 
 
 
 
 
 Oanea      Wendler 
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